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Zur Codiſication des öſterreichiſchen Staatsbürger- 
ſchaftsrechtes. 
Von Dr. Fritz Karminski. 
(Fortſetzung.) 

8. „Die Verleihung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft iſt als 
ein freier Verwaltungsact in das Ermeſſen der berufenen höheren Ver⸗ 
waltungsbehörden geſtellt. 

„Die Verleihung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft durch die 
Ausfertigung der im P. 6 erwähnten Verleihungsurkunde an einen 
Ausländer erfolgt über Nachſuchen nur dann, wenn er 

a) nach den Geſetzen ſeines Staates die volle Handlungs⸗ und 
Rechtsfähigkeit beſitzt, es ſei denn, daß der diesbezügliche Mangel durch 
Zuſtimmung ſeines Vaters, Vormundes oder Curators rechtswirkſam 
ergänzt wird, 

b) die auf Grund des Beſchluſſes einer Gemeindevertretung für 
den Fall der Erwerbung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaſt ertheilte 
und von dem Gemeindevorſtande giltig ausgefertigte Zuſicherung der 
Aufnahme in den (Heimats⸗) Verband einer Gemeinde der im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreiche und Länder erhalten hat, 

e) einen unbeſcholtenen Lebenswandel geführt und wenn ins⸗ 
beſondere während ſeines Aufenthaltes im öſterreichiſchen Staatsgebiete 
ſeine ſittliche und ſtaatsbürgerliche Haltung untadelhaft war, 

d) in einem Orte der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder ſich niederläßt, 0 

e) an dem Orte ſeiner Niederlaſſung nach den daſelbſt beſtehen⸗ 
den Lebensverhältniſſen ſich und ſeinen Angehörigen den Lebensunterhalt 
zu verſchaffen im Stande iſt, 

f) im Falle der verbürgten und im Reichsgeſetzblatte kund⸗ 
gemachten Gegenfeitigkeit ſeitens des betreffenden fremden Staates die 
erfolgte Entlaſſung aus ſeiner bisherigen Staatsangehörigkeit durch eine 


„Erfolgt die Verleihung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft an 


| einen Ausländer aus Anlaß feiner Berufung zu einem öffentlichen Amte 


in Oeſterreich, jo iſt, inſoferne der Aufzunehmende durch den Antritt 
dieſes öffentlichen Amtes im Sinne der geſetzlichen Vorſchriften zur 
Regelung der Heimatsverhältwiffe der öſterreichiſchen Staatsbürger in 
der Gemeinde ſeines ſtändigen Amtsſitzes das Heimatsrecht erlangt, von 
der Beibringung des oben in lit. b gedachten Nachweiſes abzuſehen.“ 


Al. 1 iſt durchaus nicht als müſſig zu erachten. Abgeſehen 
davon, daß die in demſelben gegebene Beſtimmung in Rückſicht 
auf § 3 e) des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 
ex 1876, betreffend die Errichtung des Verwaltungsgerichtshofes von 
unmittelbarer praktiſcher Bedeutung iſt, empfiehlt es ſich, auch im Geſetze 
ausdrücklich zu erklären, daß auf die Verleihung der öſterreichiſchen 
Staatsbürgerſchaft ein durchſetzbares Recht nicht erworben werden könne. 
Daß dieſe Formulirung auch dem factiſchen Rechtsbeſtande entſpreche, 
dürfte außer jedem Zweifel ſein. In authentiſcher Auslegung des 8 30 
a. b. G. B. hat ſchon das Hofkanzleidecret vom 29. Juli 1813, 
P. G. S. XLI, S. 41, die Bewilligung der Aufnahme in den 
Staatsverband als bloße „Gnadenſache“ erklärt. Durch die in dem Hof⸗ 
kanzleidecrete vom 31. März 1831, Z. 7357 Prov. G. S. für Nieder⸗ 
öſterreich, gegebene Erklärung, daß das Perfectwerden der Einbürgerung 
nicht von der Eidesablegung abhänge, ſondern daß dieſe durch den 
zwiſchen der öffentlichen Verwaltung und der Partei eintretenden „Auſ⸗ 
nahmsvertrag“ begründet werde, iſt der Act der Verleihung ſeines 
Charakters als eines freien Verwaltungsactes durchaus nicht entkleidet 
worden. Es iſt nicht zutreffend, zwiſchen der verleihenden Staatsbehörde 
und der auſuchenden Partei ein Vertragsverhältniß zu conſtruiren. 
Gegenüber Laband, welcher in ſeinem „Staatsrecht des deutſchen 
Reiches“ 8 17, S. 166 die Verleihung der Staatsbürgerſchaft als 
einen Vertrag aufgefaßt wiſſen will, iſt G. Meyer in ſeinem „Deutſchen 
Staatsrecht“ § 76, S. 183 (2. Auflage) im Rechte, wenn er die Ver⸗ 
leihung als einen ſtaatlichen Verwaltungsact erklärt. Die von Milner 
a. a. O. S. 18 verſuchte Vermittlung zwiſchen dieſen ſich entgegen⸗ 
ſtehenden Anſichten iſt mißglückt. Die Mi lu er'ſche Conſtruction eines 
auf präparatoriſcher, vertragsmäßiger Handlung beruhenden Verwaltungs⸗ 
actes enthält einen inneren Widerſpruch, indem ſie die Einheitlichkeit 
des Verwaltungsactes verneint. Abgeſehen hievon, muß das Vorliegen 
einer präparatoriſchen, vertragsmäßigen Handlung entſchieden verneint 
werden, nur ein Geſuch des Einburgerungswerbers an die Staatsbehörde 
und nicht eine vertragsmäßige Vereinbarung mit dieſer geht der Ver⸗ 
leihung vorher. Das iſt weſentlich. Wenn auch bei der Verleihung der 
Staatsbürgerſchaft der Wille der Staatsverwaltung mit dem des Ein⸗ 
bürgerungswerbers übereinſtimmen, ſo liegt deshalb noch kein Vertrag vor. 
Vielmehr iſt hier nur die Erklärung des Staates Verpflichtungs⸗ 


grund. Dies muß auch für die Entſcheidung der Frage über die 
Perfection der Verleihung (P. 10) feſtgehalten werden. Im Laband'⸗ 
ſchen Sinne darf das vorcitirte Hoflanzleidecret alſo nicht aufgefaßt 
werden. Vielmehr iſt dieſer Charakter der Verleihung als eines freien, 
conſtitutiven Verwaltungsactes für das öſterreichiſche Recht bis heute 
geltend und er ſollte es bleiben. 


Daß die Aufnahme in den Staatsverband Gegenſtand des freien 
Ermeſſens der Verwaltungsbehörden iſt, wurde auch von dem 
k. k. Verwaltungsgerichtshofe durch Abweiſung darauf bezüglicher Be⸗ 
ſchwerden a limine grundſätzlich anerkannt. Siehe die Beſchlüſſe vom 
16. Februar 1880, 3. 249, 23. Februar 1885, Z. 527, und vom 
26. Jänner 1885, 8. 162, bei Exel, Verfahren vor dem k. k. 
Verwaltungsgerichtshofe Nr. 549 bis 551, S. 165 167. Anders 
liegt die Frage, wenn es ſich darum handelt, die Anerkennung der 
angeblich im Grunde des Art. 1, Al. 1 des Staatsgrundgeſetzes über 
die allgemeinen Rechte der Staatsbürger zuſtehenden Staatsbürgerſchaft 
im Beſchwerdewege zu erlangen, wobei nämlich nicht jener conſtitutive 
Verwaltungsact (die Verleihung), ſondern vielmehr nur eine decla- 
ratoriſche Verfügung über den auf Grund eines anderen Erwerbs⸗ 
titels behaupteten Beſtand der Staatsbürgerſchaft klagsweiſe erzwungen 
werden will. Dieſe Frage würde zur Cognition des Reichsgerichtes ge⸗ 
hören, nur würde der Nachweis der Activlegitimation zur Beſchwerde⸗ 
führung im Hinblicke auf Art. 3 b des Staatsgrundgeſetzes über das 
Reichsgericht in ſolchem Falle ſeine Schwierigkeiten haben. Das in 
der Entſcheidung des Staatsminiſteriums vom 26. September 1864, 
8. 15.772 („Zeitſchrift für Verwaltung“ 1868, Nr. 11, S. 43) in 
der Frage der Staatsbürgerſchaft auch dritten Perſonen zugeftandene 
Einſpruchsrecht, welches als die Activlegitimation zur Beſchwerdeführung 
in Sachen der Anerkennung oder Nichtanerkennung der Staatsangehörig⸗ 
keit einer dritten Perſon ſich darſtellt, könnte in Gemäßheit eben dieſes 
Geſetzartikels ſelbſtverſtändlich nicht vor dem Reichsgerichte, ſondern nur 
vor dem Verwaltungsgerichtshofe geltend gemacht werden. Siehe zu 
dieſer Competenzabgrenzung den Rechtsſatz Nr. 198 in Hye, VII, 
S. XLVIII und die Praxis des Verwaltungsgerichtshofes in Wolski, 
Judicatenbuch S. 114 ff., insbeſondere Erkenntniß vom 19. October 
1883, 3. 2378 (Budwinski Nr. 1878), Exel a. a. O. S. 36, 
Nr. 108. Daß ein ſolches Einſpruchsrecht überhaupt ſtatthabe, dürfte 
richlig nicht zu beſtreiten ſein. 

Al. 2 beſtimmt die Vorausſetzungen, an welche die Verleihung 
unbedingt geknüpft iſt. 

Lit. a derſelben iſt ſelbſtverſtändlich und entſpricht vollkommen 
dem geltenden Rechte. Siehe Hofkanzleidecret vom 31. März 1831, 
Z. 7357, n. ö. Prov. G. S. XIII, S. 113. — Lit. b beruht auf den 
Anordnungen der Miniſterialerläſſe vom 30. Auguſt 1850, 8. 18.515, 
und vom 19. December 1851, Z. 26.508. Dieſe Forderung iſt vom 
Standpunkte des § 2 des Heim. Geſ. unerläßlich. Nach dieſem ſoll jeder 
öſterreichiſche Staatsbürger in einer Gemeinde heimatsberechtigt ſein. Dem⸗ 
gemäß ſollte Derjenige, welcher in den öſterreichiſchen Staatsverband 
aufgenommen wird, gehalten ſein, ſich dieſes Requiſit für die Staats⸗ 
bürgerſchaft ſicherzuſtellen. Es iſt dies ſo weſentlich, daß es ſich, wie es 
in der That auch von den Behörden geübt wird, ſehr empfiehlt, die 
Aufnahme in den Heimatsverband einer Gemeinde in der Verleihungs⸗ 
urkunde ausdrücklich zu beziehen. Es wurde ſeit der Norm vom Jahre 
1851, 3. 26.508, von dieſer Forderung bei Verleihung der Staats⸗ 
bürgerſchaft nicht abgegangen. In einem auch bei Punkt 14 in Betracht 
kommenden Falle hat jedoch das Miniſterium des Innern mit der Ent⸗ 
ſcheidung vom 22. Jänner 1886, Z. 18.107, von dieſer Forderung 
abgeſehen. Siehe „Zeitſchrift für Verwaltung“ 1886, Nr. 16, S. 72. 
Dieſe Entſcheidung iſt aber eine ganz exceptionelle und vereinzelte. So 
lange das geltende Heimatsgeſetz in Wirkſamkeit beſteht, würde das Ab⸗ 
gehen von der im Punkte 2 behandelten Forderung eine arge Verwir⸗ 
rung anrichten und manche Unzukömmlichkeiten im Gefolge haben. Die in 
lit. b betreffs der Ausfertigung der Aufnahmezuſicherung erwähnten 
Formalitäten entſprechen dem auf Grundlage der Gemeindeordnungen 
geltenden Rechte. Siehe diesfalls „Zeitſchrift für Verwaltung“ 1877, 
Nr. 7, S. 27. Die gleiche Forderung ſtellt das ungariſche Geſetz in 
8 8:2. Das deutſche Recht, welches ein Heimatsrecht im Sinne des 
öſterreichiſchen Heimatsgeſetzes nicht kennt, geſteht in 8 8, Al. 2 der 
Gemeinde, bezw. dem Armenverbande des Ortes der Niederlaſſung den 
Anſpruch auf rechtliches Gehör vor Ertheilung der Naturali⸗ 


16 — 
ſationsurkunde zu. Siehe Brauchitſch a. a. O. IV, S. 447. 
— Lit. e enthält eine im § 30 a. b. G. B. begründete For⸗ 
derung, welche in dieſer Ausdehnung ſpecifiſch öſterreichiſch iſt, indem 
ſie ſich nicht, wie z. B. das deutſche und ungariſche Geſetz, mit dem 
Nachweiſe der bloßen (gerichtlichen) Unbeſcholtenheit begnügt. Dieſe For⸗ 
derung wurde auch in den Hofkanzleidecreten vom 12. April 1816, 
J. G. S. Nr. 1228, und 30. Jänner 1824, P. G. S. LII, S. 25 
ausgeſprochen. Es wurde hier alſo nur an dem geltenden Rechte feſt⸗ 
gehalten. Siehe Milner a. a. O. S. 22 ff. — Die in lit. d ver⸗ 
langte Niederlaſſung in Oeſterreich empfiehlt ſich Schon aus der Erwägung, 
die Schaffung gewiſſermaßen von Staatsbürgern in partibns zu ver⸗ 
meiden. Wie Jäger (Ueber die Freiheit der Auswanderung, „Zeitſchrift 
für Verwaltung“ 1868, Nr. 25, S. 98) das Weſen der Auswanderung 
nicht in der bleibenden Entfernung aus dem Staate, ſondern in dem 
Aufgeben der ſtaatsbürgerlichen Rechte und Verpflichtungen erblickt, jo 
ſoll das Weſen der Einbürgerung durch dieſe Forderung nicht in den 
factiſchen ftändigen Aufenthalt innerhalb des Staatsgebietes verlegt wer⸗ 
den. Die Erwerbung des ins proteetionis eivilis mag manchem 
Einbürgerungswerber (ſagen wir z. B. gewiſſen Handeltreibenden im 
Oriente) das Weſentlichſte, das Beſtimmende für ſeine Bewerbung um 
die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft fein. Auch mag zugegeben werden, daß 
die Verleihung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft an ſolche Perſonen im 
Auslande, ſelbſt wenn ſie dort verbleiben, unter Umſtänden politiſch opportun 
ſein könnte und daß ſomit in dieſen Fällen die Forderung sub d als 
unpraktiſch empfunden werden könnte. Gleichwohl wäre au derſelben feſt⸗ 
zuhalten. Das deutſche Reichsgeſetz hat im $ 8: 3 dieſelbe Forderung, 
$ 8 des ung. G. A. L: 1879 fordert, ungleich ſtrenger, ununterbrochenen 
fünfjährigen Wohnſitz in Ungarn. An der Forderung der Niederlaſſung 
hält auch ſeſt Art. 3 der frauz. Conſularverfaſſung von 1799: „Un 
etranger devient citoyen francais lorsqu' apres avoir atteint 
l’äge de 21 ans accomplis et avoir declare l'intention 
Ide se fixer en France, il ya reside pendant dix 
années consécutives.“ Aehnlich auch Art. 9 des Code civil, 
welcher auch den in Frankreich geborenen Individuen das Recht gibt, 
— Eigenſchaft als franzöſiſche Staatsbürger anzuſprechen, „powrvu 
que dans le cas ou il résiderait en France, il declare que 
son intention est d'y fixer son domicile, et que dans 
le cas ou il residerait en pays etranger, il fasse sa s Ou- 
mission de fixer en France son domicile, et qu'il P'y 
:etablisse dans l'année, à compter de l'acte de sou- 
mission.“ Das franzöſiſche und das ungariſche Recht, welches mehr⸗ 
jährige Anſäſſigkeit im Lande fordert, gehen demnach in dieſem 
Punkte weiter, als das deutſche und das oben formulirte öſterreichiſche 
Recht, welches bisher übrigens auch dieſe Vorausſetzung für die Ver⸗ 
leihung der Staatsbürgerſchaft als eine beſondere inſoferne nicht kennt, 
als es dieſelbe durch den Nachweis der Aufnahme in den Verband 
einer Gemeinde implicite als vorhanden annimmt. Unter Nieder⸗ 
laſſung wird in der oben formulirten Beſtimmung der Nachweis einer 
eigenen Wohnung oder eines Unterkommens im Staatsgebiete in Ver⸗ 
bindung mit der erklärten Abſicht, daſelbſt ſeinen dauernden 
Aufenthalt zu nehmen, verſtanden. Vgl. zu dieſer Begriffsbeſtimmung 
Stubenrauch, Eommentar S. 85, dann § 16 J. N. und Mayr⸗ 
hofer a. a. O. II, S. 216, Anm. 1. Nach Roenne, Staatsrecht 
der preußiſchen Monarchie II, S. 15, Anm. 4 gilt das Gleiche auch 
für das deutſche Recht. Durch den bloßen Ankauf eines Reales an 
ſich wird indeß m. E. das in lit. d aufgeſtellte Requiſit der Nieder⸗ 
laſſung nicht erfüllt. Für das deutſche Recht iſt G. Meyer a. a. O. 
S. 184 übereinſtimmend mit Zorn a. a. O. I, S. 266, Sarwey, 
Staatsrecht des Königreiches Württemberg I, S. 162, Seydel, baye⸗ 
riſches Staatsrecht I, S. 531 der — jedoch keineswegs unbeſtrittenen — 
Meinung, daß die Regierung das Recht habe, ſelbſt ohne Nachweis der 
Niederlaſſung im Staatsgebiete die Auſnahmsurkunde zu ertheilen, eine 
Auffaſſung, welche durch die Textirung des bezüglichen 8 7 d. R. G. 
allerdings unterſtützt wird. Siehe Brauchitſch a. a. O. IV, S. 446. 
Danach könnte von den deutſchen Regierungen die Staatsbürgerſchaft 
auch in jenen oben in's Auge gefaßten Ausnahmsfällen verliehen werden. 
Für das öſterreichiſche Recht nach der oben vorgeſchlagenen, dem gelten⸗ 
den Rechte gegenüber, wie ſchon bemerkt, etwas ſtricter präciſirten For⸗ 
mulirung kann jedoch dieſe Anſicht nicht gelten, da die Niederlaſſung 
hier wie im ungariſchen und franzöſiſchen Rechte die Anſäſſigkeit als 
eine der Vorausſetzungen, Bedingungen der Naturaliſation zu betrachten 


ift, bezüglich deren den Staatsbehörden eine Dispenſatiousbefugniß Acht 
zuſtehen ſoll. 

Anbelangend den Ort der Niederlaſſung, fo gilt ſelbſtverſtäudlich, 
daß derſelbe im Gebiete der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder gelegen fein müſſe. Dies war ſchon durch das Hofkanzleidecret vom 
18. September 1817, P. G. S. Nr. 134, ausdrücklich normirt, welches 
den Aufenthalt in Ungarn und ſeinen Nebenländern als in die Friſt des 
§ 29 a. b. G. B. nicht einvechenbar erklärt. Dies gilt gegenwärtig um 
ſo unzweiſelhafter nach der Beſtimmung des Art. 1, Al. 1 des Staats⸗ 
grundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger. Aus wel⸗ 
chem Grunde Stubenrauch loc. eit. diesbezüglich der obigen An⸗ 
ſicht nur mit einer gewiſſen Reſerve zuſtimmt, indem er meint, daß 
dies „auch jetzt der Fall ſein dürfte“, iſt nach dem Voraufgehenden 
nicht ganz verſtändlich. Auch das Reichsgericht, welches in dieſer Materie, 
wie wir oben geſehen haben, Anſchauungen vertreten hat, welche nicht 
unwiderſprochen bleiben können, hat gerade in dieſem Punkte aus dem 
Art. 1, Al. 1 des bezogenen Staatsgrundgeſetzes doch die Conſequenz 
gezogen, daß unter der Angehörigkeit zum öſterreichiſchen Staatsverbande 
nur die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft in den im Reichsrathe ver⸗ 
tretenen Königreichen und Ländern zu verſtehen ſei. Erkenntniß vom 
14. October 1884, Z. 178, Hye, VII, Nr. 306. Allerdings hat das 
Reichsgericht in demſelben Erkenntniſſe aus dieſem richtigen Satze nicht 
die richtige Conſequenz gezogen, wenn es die Erwerbung einer Heimats⸗ 
zuſtändigkeit in Ungarn als mit dem öſterreichiſchen Staatsbürgerſchafts⸗ 
dande vereinbar hinſtellte. Hierüber ſpäter noch einige Worte. — Lit. e 
entſpricht dem 8 30 a. b. G. B. und dem zu feiner Ausführung 
erlaſſenen, jedoch in gewiſſem Maße eine Abänderung desſelben be⸗ 
inhaltenden Hofkanzleidecrete vom 12. April 1816, J. G. S. Nr. 1228 
und P. G. S. Nr. 41, beziehungsweiſe vom 30. Jänner 1824, 
P. G. S. LII, S. 25. — Lit. f ift aus dem durch den Abſchluß 
diesfälliger Verträge mit fremden Staaten (vergl. diesfalls Mayr⸗ 
hofer II, S. 219 ff., Manz'ſche Geſetzesausgabe 9. Bd, S. 326 ff., 
Swieceny, Heimatsrecht S. 186 ff.) geſchaffenen thatſächlichen Rechts⸗ 
beſtande hervorgegangen. Ueberdem iſt zu erwägen, daß der Grundſatz 
der Excluſivität des Staatsbürgerrechtes es im Grunde genommen 
erheiſcht, die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft einem Individuum nicht 
zu verleihen, während es noch eine andere beſitzt. Auch entſpräche 
dieſer Vorgang am beſten dem Bedürfniſſe nach einer Controle in der 
Richtung, ob der Auswanderungs⸗, beziehungsweiſe Einwanderungswerber 
in ſeinem Staate ſeiner Militärpflicht Genüge gethan hat. (Siehe die 
Cartells⸗Convention vom 10. Februar 1831, kundgemacht mit kaiſ. 
Patent vom 12. Mai 1831, P. G. S. Nr. 31, dann insbeſondere 
die Zuſammenſtellung aller Conventionen betreffend die Auslieferung 
von Deſerteuren in dem Erlaſſe des Miniſteriums für Landesverthei⸗ 
digung vom 17. Juli 1872, Z. 5313/1427 II.) Trotzdem muß 
dieſe Forderung — ungeachtet der Umſtände, welche dafür ſprechen, 
dieſelbe als eine obligatoriſche zu behandeln — an die erwieſene Reci⸗ 
procität ſeitens des betreffenden fremden Staates gebunden werden. Nach 
dem Hofkanzleidecrete vom 28. Auguſt 1817, P. G. S. XLV, S. 326 
iſt die Nachweiſung der ſtaatsrechtlichen Entlaſſung aus dem Staats⸗ 
verbande als Bedingung für die Einbürgerung im Allgemeinen zwar 
nicht als unumgänglich gefordert. Vielmehr wird dieſelbe nur als im 
wohlverſtandenen eigenen Intereſſe der Einwandernden als angezeigt be⸗ 
zeichnet. Wo dieſe Forderung obligatoriſch auftritt, gründet ſie ſich auf 
Staatsverträge, welche ja ſelbſtverſtändlich geſetzlich verbindende Kraft 
haben. Auch ſtellen einzelne Staaten, wie B. Italien, Eng⸗ 
land u. a. m., überhaupt keine Entlaſſungscertificate aus. Man muß 
dich hier alſo für alle Fälle freie Hand laſſen, auch ohne den Nachweis 
ſolcher Entlaſſung die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft zu verleihen. 
Vergl. „Zeitſchrift für Verwaltung“ 1871, Nr. 32, S. 128, und 
Nr. 52, S. 207, Vesque⸗Püttlingen a. a. O. S. 97 ff. Alſo auch 
hierin gelangt nur aufrecht zu haltendes geltendes Recht zum Ausdrucke. 


Zu Al. 3 wird das Nähere bei Punkt 15 bemerkt. 


(Fortſetzung folgt.) 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Die gleichzeitige Anhängigkeit einer Streitfache vor den Gerichten 
und vor der Verwaltungsbehörde hemmt nicht die gerichtliche 
Entſcheidung. 

Mathias und Margaretha F. haben sub praes. 7. Juni 1880, 
8. 11.168, bei dem k. k. Bezirksgerichte Pettau gegen Stephan M. und 
Genoſſen die Klage auf Erſatz von Schaden und Gewinnſtentgang mit 
388 fl. aus dem Grunde eingebracht, weil durch verſchiedene im Retta⸗ 
bache veranlaßte Vorkehrungen der Geklagten der Betrieb einer Mühle 
der Kläger geſtört wurde. 

Die Acten wurden zum Spruche bereits bei der Tagfatzung am 
26. Jänner 1881 verzeichnet. 

Nachdem im Proceſſe hervorgekommen war, daß aus Anlaß der 
bezüglich Waſſerbenützung entſtandenen Streitigkeiten das Verfahren bei 
den politiſchen Behörden im Zuge ſei, hat ſich das k. k. Bezirksgericht Pettau 
vor Erledigung des Proceßgegenſtandes in Correſpondenzen mit der k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft Pettau eingelaſſen, und zuletzt mit dem Beſcheide 
vom 7. Mai 1885, 3. 6734, den Streittheilen bekannt gegeben, daß 
erſt nach rechtskräftiger Entſcheidung des Waſſerrechtsproceſſes ſeitens 
der politiſchen Behörde mit der Urtheilsſchöpfung vorgegangen werden wird. 

Dieſer Beſcheid wurde über den dagegen von den Geklagten ein⸗ 
gebrachten Recurs mit der Erledigung des k. k. Oberlandesgerichtes Graz vom 
10. Juni 1885, Z. 6749, behoben und das k. k. Bezirksgericht Pettau 
angewieſen, über die bereits bei der Tagſatzung vom 26. Jänner 1881 
zum Spruche verzeichneten Acten nach Vorſchrift der SS 26 und 34, 
eventuell 39 —43 des Juſtizhofdecretes vom 24. October 1845, J. G. S. 
Nr. 906, ſofort und ohne weiteres Abwarten des Erfolges der bei 
der politiſchen Behörde anhängigen Verhandlung Amt zu handeln, dies 
in der Erwägung, daß das Gericht nur in dem Falle, welchen das 
Hofdecret vom 6. März 1821, J. G. S. Nr. 1743, im Auge hat, 
nämlich dann, wenn die Entſcheidung des Civilrichters von dem Erfolge 
einer ſtrafgerichtlichen Unterſuchung weſentlich beeinflußt wird, das recht⸗ 
liche Verfahren einſtellen kann, ein ſolcher Fall vorliegend nicht eintritt, 
die Ausſetzung der Urtheilsſchöpfung ſomit im Geſetze nicht begründet 
erſcheint, vielnmehr gegen den klaren Wortlaut des § 247 a. G. O. 
verſtößt. 

Dem Reviſionsrecurſe der Kläger hat der k. k. oberſte Gerichtshof 
mit Entſcheidung vom 24. Februar 1886, 3. 1546, keine Folge 
zu geben und die Verordnung des k. k. Oberlandesgerichtes unter Hin⸗ 
weiſung auf die Begründung derſelben und in der Erwägung zu be⸗ 
ſtätigen befunden, daß es an einer geſetzlichen Beſtimmung fehlt, welche 
den Richter ermächtigen würde, die Entſcheidung des in Rede ſtehenden 
Rechtsſtreites bis zur rechtskräftigen Beendigung der bei der politiſchen 
Behörde anhängigen Waſſerrechtsverhandlungen hinauszuſchieben, und in 
der Erwägung, daß der Richter nach dem Hofdecrete vom 6. October 
1783, J. G. S. Nr. 197, lit. ce nur auf Grund der im Laufe des 
Proceßverfahrens von den Streittheilen angebrachten und zum Gegen⸗ 
ſtande der Verhandlung gemachten Acten und Behelfe Recht zu ſprechen 
hat, und auch in $ 30 des Summarpatentes nur angewieſen iſt, ſi 
wegen Uebermittlung der zur Recognoscirung oder Vergleichung von 
Handſchriften erforderlichen und bei einer anderen Behörde erliegenden 
Urkunden von Amtswegen zu verwenden. Ger.⸗H. 


Geſetze und Verordnungen. 


1886. I. Semeſter. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht. 

IX. Stück. Ausgeg. am 1. Mai. — Nr. 23. Verordnung des Miniſters für 
Cultus und Unterricht vom 17. April 1886, Z. 5131, in Betreff der Titel der Lehr⸗ 
und Leſebücher für Volksschulen. — Nr. 24. Kundmachung des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht vom 25. April 1886, Z. 6053, betreffend die über den 
allerunterthänigſten Antrag des k. k. Reichs⸗Kriegsminiſteriums im Einvernehmen 
mit dem Miniſterium für Cultus und Unterricht mit Allerhöchſter Entſchließung 
vom 12. März 1886 getroffene Abänderung des $ 2 des Lehrplanes für die 
thierärztlichen Studien. — Nr. 25. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unter⸗ 
richt vom 6. April 1886, Z. 3340, an ſämmtliche k. k. Landesſchulbehörden, 
betreffend die Aufnahmsprüfungen für höhere Claſſen der Gymnaſien, insbeſonder e 


mit Rückſicht auf den Nachweis der zur Aufnahme in die Apothekerlehre erfor⸗ 
derlichen Gymnaſialſtudien. 

X. Stück. Ausgeg. am 15. Mai. — Nr. 26. Erlaß des Miniſters für 
Cultus und Unterricht vom 28. April 1886, Z. 1728, an ſämmtliche Landes⸗ 
ſchulbehörden, betreffend die Schreib⸗ und Zeichenrequiſiten für Volksſchulen. 

XI. Stück. Ausgeg. am 1. Juni. — Nr. 27. Geſetz vom 24. April 1886, wirk⸗ 
ſam für das Herzogthum Bukowina, womit die Lehrer an den öffentlichen Volks⸗ 
und Bürgerſchulen ſowie deren Angehörige von der Entrichtung der zu Gunſten 
des Grundentlaſtungsfondes und für Landes-, Bezirks⸗ und Gemeindezwecke ein⸗ 
gehobenen Zuſchläge zur Einkommenſteuer befreit werden. — Nr. 28. Verordnung 
des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 27. Mai 1886, Z. 24.106, womit 
den Lehrern der allgemeinen Volks⸗ und der Bürgerſchulen der Verſchleiß von 
Schulbüchern unterſagt wird. — Nr. 29. Erlaß des Miniſters für Cultus und 
Unterricht vom 6. Mai 1886, Z. 7322, an ſämmtliche Landesſchulbehörden, 
betreffend die Einführung einheitlicher Abkürzungszeichen für das Myriameter 
und Quadratmyriameter. — Nr. 30. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unter⸗ 
richt vom 28. Mai 1886, Z. 10.040, betreffend die Veröffentlichung des Ver⸗ 
zeichniſſes der für Volksſchulen, für mit Volksſchulen verbundene ſpecielle Lehr⸗ 
curſe und für Mädchen⸗Fortbildungscurſe als zuläſſig erklärten Lehrbücher und 
Lehrmittel. 

XII. Stück. Ausgeg. am 15. Juni. — Nr. 31. Geſetz vom 1. Mai 1886, 
wirkſam für das Herzogthum Oeſterreich ob der Enus, durch welches das Real⸗ 
ſchulgeſetz vom 30. April 1869 abgeändert und das Geſetz vom 13. Februar 
1873 außer Wirkſamkeit geſetzt wird. — Nr. 32. Geſetz vom 1. Mai 1886, 
wirkſam für das Königreich Böhmen, betreffend die Abänderung vou $ 14 des 
Geſetzes vom 13. September 1874 (Landesgeſetzblatt für das Königreich Böhmen 
Nr. 56, betreffend die Realſchulen). — Nr. 33. Geſetz vom 1. Mai 1886, giltig 
für das Königreich Böhmen, durch welches der § 29 des Geſetzes vom 24. Fe⸗ 
bruar 1873, L. G. Bl. Nr. 16, betreffend die Errichtung, Erhaltung und den 
Beſuch der öffentlichen Volksſchulen, abgeändert wird. — Nr. 34. Geſetz vom 
2. Mai 1886, giltig für das Königreich Böhmen, betreffend die Abänderung der 
88 26 und 30 des Geſetzes vom 19. December 1875 zur Regelung der Rechts⸗ 
verhältniſſe des Lehrſtandes an den öffentlichen Volksſchulen. 


Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungs⸗ 
gebiet des k. k. Handels miniſteriums. 


Nr. 1. Ausgeg. am 5. Jänner. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Krenglbach und Auflaſſung des Poſtamtes Schmiding. H. M. Z. 44.967. 
31. December. — Errichtung eines Poſtamtes in Schönpaß. H. M. Z. 45.535. 
31. December. 


Nr. 2. Ausgeg, am 12. Jänner. — Inſtradirung der Geldſendungen für 


Braila und Galatz. H. M. Z. 45.371. 31. December. — Errichtung eines 
Sommer⸗Poſtamtes in Madonna di Campiglio. H. M. Z. 42.898 ex 1885. 
4. Jänner. 

Nr. 3. Ausgeg. am 16. Jänner. — Ermächtigung des k. k. Poſt⸗ und 
Telegraphenamtes in Saybuſch zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr 
als 300 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. H. M. Z. 458. 7. Jänner. 
— Aenderungen im Fahrpoſttarife „Frankreich“. H. M. Z. 1079. 9. Jänner. 
— Errichtung eines Poſtamtes in Heiligen Kreutz bei Landſtraß. H. M. Z. 183. 
11. Jänner. 

Nr. 4. Ausgeg. am 18. Jänner. Verrechnung der von Aerarial⸗ 
Poſtämtern ausbezahlten ausländiſchen Poſtanweiſuugen in Einem Ausgabe⸗ 
Journale. H. M. Z. 818. 15. Jänner. — Aenderungen in den Fahrpoſttarifen 
„Afrika“ und „Amerika“. H. M. Z. 1107. 14. Jänner. — Einführung des 
Frankirungszwanges für Packete bis 5 Kilogramm aus Frankreich bei der Be⸗ 
förderung über Elſaß⸗Lothringen. H. M. Z. 1503. 15. Jänner. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben die Verſetzung des Miniſterialrathes im Reichs⸗ 
Finanzminiſterium Franz Ritter von Bitter in den bleibenden Ruheſtand geneh⸗ 
migt und demſelben das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Seetionsrath Joſeph Ritter Schneider von 
Limhofen zum Miniſterialrathe im Reichs⸗Finanzminiſterium ernannt und die 
hiedurch erledigte Sectionsrathsſtelle dem Finanzrathe Franz Schmidmayer 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Ueberſetzung des Ober⸗Finanzrathes und Finanz⸗ 
Bezirksdirectors in Eger Franz Juſt zur Finanzdireetion in Linz genehmigt. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten im Miniſterium 
des Innern Theodor Tümal anläßlich defſen Penſtonirung den Titel eines 
kaiſ. Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Landesbuchhalter Alois Socher in Junsbruck 
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Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat deu 
Statthaltereiſecretär Wladimir Freiherrn von Prazäk zum Bezirkshauptmanne 
in Böhmen ernannt. 

Der Miniſterpräſident hat den ſtändigen Mitarbeiter der „Wiener Zeitung“ 
kaiſerlichen Rath Dr. Emil Dub zum Minifterial-Bicejecretär ernannt. 

Der Miniſterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Anton Roſenberg zum Oberingenieur und den Bauadjuncten 
Wenzel Repis zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Böhmen ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bauadjuncten Karl Cicin zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Dalmatien 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Friedrich Bayer zum 
Rechnungsrathe der Finanz-Landesdirection in Graz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Concipienten der u. ö. Finanzprocuratur 
Dr. Alexander Fürſten Kodzia Poninski zum Finanzſeeretär bei der Trieſter 
Finanzdirection ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Oberbergeommiſſär Heinrich Walter zum 
Bergrathe bei der k. k. Berghauptmannſchaft zu Krakau ernannt. 


Erledigungen. 


Lottoamts⸗Officialsſtelle in der zehnten, eventuell eine Lottoamts-Aſſiſtenten⸗ 
ſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei einem der k. k. Lottoämter, bis Mitte Februar. 
(Amtsbl. Nr. 13.) 

Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Innsbruck 
in der eilften Rangsclaſſe, bis 20. Februar. (Amtsbl. Nr. 13.) 

Arztenſtelle für den Curbezirk „Gußwerk“ bei Mariazell mit 800 fl. 
Jahresbeſtallung, Pauſchale ꝛc., bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 16.) 


Concurs-Ausſchreibung. 


Bei dem Bürgermeiſteramte der Stadt Bielitz gelangt die Stelle eines 
zweiten Secretärs mit dem Jahresgehalte von 800 fl., einer Aetivitätszulage 
von jährlich 200 fl., drei 10%, Qninquennalzulagen und dem Anſpruche auf 
normalmäßige Penſionirung zur Beſetzung. 

Bewerber um dieſe Stelle haben außer einem eingehenden currieulum 
vitae den Nachweis über ihre Nationalität, über Alter, Familienverhältniſſe, 
Heimatzuſtändigkeit und die mit gutem Erfolge abgelegten drei juridiſchen Staats⸗ 
prüfungen oder die an einer inländiſchen Univerſität erlangte Doctorswürde 
zu erbringen. 

Die wohlinſtruirten, auch mit den Nachweiſungen über das ſittliche und 
ſtaatsbürgerliche Berhalten und über die bisherige Verwendung zu verſehenden 
Geſuche ſind bis längſtens 1. Februar 1887 bei dem gefertigten Bürgermeiſter⸗ 
amte einzubringen. 

Bürgermeiſteramt Bielitz, 30. December 1886. 
| Der Bürgermeiſter: Heinrich Hoffmann. 


Auszug aus dem Verlags-Catalog 


der 
MANZ’schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


a) Manz'sche Taschen-Ausgabe der österr. Gesetze. 


Siebenzehnter Band: Die österr. Eisenbahngesetze und die auf das 
Eisenbahnwesen Bezug nehmenden Vorschriften und Verordnungen in 
systemat. Darstellung. Mit alphabetischem und chronologischem Register. 
2. umgearbeitete und vermehrte Auflage. kl. 8. 1879. (XXVI, 407 S.) 2 fl. 
in englische Leinwand gebunden. (Neue Auflage im Druck.) 2 A. 50 kr. 

Achtzehnter Band: Das allgemeine Grundbuchsgesetz, die Gesetze 
über die Anlegung neuer Grundbücher, die Vorschriften über Eisenbahn- 
bücher, sammt allen ergänzenden und erläuternden Gesetzen und Verord- 
nungen und den Entscheidungen des obersten Gerichtshofes. Mit einer Holz- 
schnitttafel und alphabetischem und chronologischem Register. 3. vermehrte 
Auflage. kl. 8. 1884. (XII, 440 S.) 2 fl. 20 kr. 
in englische Leinwand gebunden 2 fl. 70 kr. 

Neunzehnter Band: Die Staatsgrundgesetze. Die Verfassungsgesetze 
für die Gesammtheit, dann die Landesordnungen und Landtags-Wahlordnungen 
für die einzelnen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, 
sammt alleı ergänzenden Gesetzen und Verordnungen. Die Gesetze über 
die Beziehungen zu den Ländern der ungarischen Krone und über das 
Verhältniss zu Bosnien und der Herzegowina. 3. bedeutend vermehrte Auf- 
lage. kl. 8. 1884. (XIV, 690 S.) 2 fl. 
in englische Leinwand gebunden 2 fl. 50 kr. 

Zwanzigster Band: Die Gesetze zur Abwehr und Tilgung anstecken- 
der Thierkrankheiten für Oesterreich-Ungarn, Bosnien und die Herzegowina, 
sammt den einschlägigen Verordnungen und Staatsverträgen und der Hin- 
weisung auf die Rechtsprechung des k. k. obersten Gerichts- und Cassations- 
hofes. 2. Auflage. kl. 8. 1884. (XII, 508 S.) 1 fl. 80 kr. 
in englische Leinwand gebunden 2 fl. 30 kr, 


DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 


anläßlich deſſen Penfionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. Bogen 36 der Erkeuntniſſe 1886. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


